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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1160 - 

betr. Entwickiungspolitik der Bundesregierung 


Schreiben des Bundesministers für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit vom 6. Dezember 1973 - 03 - 
0 300 1 -41/73: 


1. Worauf führt es die Bundesregierung zurück, 
daß der Abstand zwischen ihrem Versprechen, 
0,7 V, H. des deutschen Bruttosozialprodukts als 
Öffentliche Entwicklungshilfe zu leisten und 
dem tatsächlich erreichten Anteil am Brutto- 
sozialprodukt nicht geringer, sondern größer 
geworden ist (1968: 0,41 v. H. - 1972: 0,31 v. H.)? 
Ist es richtig, daß die Bundesregierung Deutsch- 
land inzwischen mit dem prozentualen Anteil 
ihrer öffentlichen Entwicklungshilfe am Brutto- 
sozialprodukt unter dem Durchschnitt der übri- 
gen Partnerstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft liegt? 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, sie 
werde sich bemühen, das von den Vereinten Natio- 
nen aufgestellte Ziel, 0,7 Vo des Bruttosozialprodukts 
(BSP) für die öffentliche Entwicklungshilfe bereitzu- 
stellen, zu erreichen. Sie hat sich jedoch - ebenso 
wie viele andere Geber von Entwicklungshilfe — 
nicht in der Lage gesehen, die Erfüllung dieses Ziels 
schon für den Zeitpunkt (Mitte der 70er Jahre) zu- 
zusagen, der dafür in der internationalen Entwick- 
lungsstrategie der Vereinten Nationen genannt 
worden war. 

Die öffentliche Hilfe der Bundesrepublik ent- 
wickelte sich seit 1968 - ausgedrückt als Anteil am 
BSP - wie folgt: 


1968 

0,41 o/o 

1969 

0,38 »/o 

1970 

0,32 “/» 

1971 

0,34 o/o 

1972 

0,31 »/o 


Dieser Rückgang trat ein, obwohl die Leistungen 
von 1968 bis 1972 absolut von rund 2,2 Mrd. DM 
auf rund 2,6 Mrd. DM anstiegen. Alle Vorausschät- 
zungen über den jährlich erreichbaren Anteil der 
öffentlichen Hilfe am BSP sind naturgemäß mit einer 


gewissen Unsicherheit behaftet. Die Erreichung eines 
auf das BSP bezogenen Ziels ist nicht nur von dem 
Zuwachs bei den Entwicklungshilfeleistungen, son- 
j dem auch von der Wachstumsrate des BSP abhängig, 
j Der Rückgang des Anteils der öffentlichen Hilfe 
' am BSP in den vergangenen Jahren erklärt sich 
i daraus, daß die Wachstumsraten des BSP wesent- 
I lieh über den zugrunde liegenden Schätzungen lagen. 

Der Prozentsatz der deutschen Hilfe war schon wäh- 
rend der 60er Jahre niedriger als der Durchschnitt 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
, meinschaft. Das liegt vor allem daran, daß die Bun- 
desrepublik erst zu Beginn der 60er Jahre wirklich 
begann, Entwicklungshilfe zu leisten. In absoluten 
' Beträgen liegt der Beitrag der Bundesrepublik nach 
i Frankreich an zweiter Stelle in der Europäischen 
Gemeinschaft. 


2. Welche Gründe sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung dafür verantwortlich, daß auch 
die privaten deutschen Leistungen in diesem 
Zeitraum zurückgegangen sind (Anteil 1968: 
0,79 V. H. - 1972: 0,29 v. H.), so daß die Ge- 
samtleistung der Bundesrepublik Deutschland 
1972 auf 0,67 v. H. abgefallen ist, während sie 

I 1968 mit 1,23 v. H. das von der zweiten Welt- 

handelskonferenz auf 1 V. H. des Bruttosozial- 
produkts festgesetzte Ziel bereits überschritten 
hatte? 

I 

I Der relative Rückgang der Nettoleistungen von 1968 

I bis 1972 ist vor allem auf die Entwicklung der 
privaten Leistungen zurückzuführen. Ihr Anteil an 
den gesamten Leistungen (ohne die Hilfe gemein- 
nütziger Organisationen) sank von 64 Vo im Jahre 
1968 auf 40 Vo im Jahre 1972. 

I 

Die privaten Leistungen setzen sich aus einer Viel- 
zahl von Leistungsarten zusammen, die sich sehr 
unterschiedlich entwickelt haben. 

Der Umfang der in die Entwicklungsländer fließen- 
den privaten Direktinvestitionen ist - nicht zuletzt 
unter dem Einfluß der Förderung durch die Bundes- 
regierung - (entsprechend der DAC-Statistik) von 
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Jahr zu Jahr gestiegen; von 1971 bis 1972 erhöhte 
er sich von 700 Mio DM auf 1191 Mio DM. 

Die sonstigen privaten Leistungen (Portfolioinvesti- 
tionen, sonstige bilaterale Kredite, garantierte Ex- 
portkredite) gingen dagegen in den vergangenen 
Jahren stark zurück. Während in den Jahren 1968 
und 1969 in diesen Bereichen besonders hohe Be- 
träge gemeldet wurden, waren die Netto-Leistungen 
in den folgenden Jahren teilweise sogar negativ. Die 
Gründe waren einmal rein finanztechnischer Natur: 
die Tilgung von Fälligkeiten aus den sehr hohen 
Krediten der Jahre 1968 und 1969 führte zu einem 
starken Rückfluß von Mitteln in den Jahren 1971 
und 1972. Zum anderen führte die Entwicklung der 
Kapitalmärkte in den letzten Jahren zu einer Ver- 
änderung der Zahlungsströme. 

Die stärksten Schwankungen wiesen in den letzten 
beiden Jahren die „garantierten Exportkredite" auf. 
Trotz stetiger Zunahme der Ausfuhren in die Ent- 
wicklungsländer zeigte das Volumen der garantier- 
ten Exportkredite von Jahr zu Jahr völlig unter- 
schiedliche Tendenzen: 1968 belief es sich beispiels- 
weise auf rund 1 Mrd. DM, 1972 dagegen übertrafen 
die Rückzahlungen die neuen Kredite um 200 Mio 
DM. Der starke Rückgang im Jahre 1972 dürfte 
teilweise auf veränderte Finanzierungsformen im 
Export zurückzuführen sein; bei Großprojekten ist 
offenbar in erheblichem Maße auf eine Finanzie- 
rung aus Mitteln der europäischen Finanzmärkte 
zurückgegriffen worden. 

Es liegt in der Natur der privaten Finanzierungen, 
daß sie weitgehend von den marktwirtschaftlichen 
Gegebenheiten bestimmt werden. Indessen bemüht 
sich die Bundesregierung, private Leistungen, die 
entwicklungspolitisch wertvoll sind, gezielt zu för- 
dern. Hierfür steht ein reichhaltiges Förderungs- 
instrumentarium zur Verfügung. 


3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die 1969 angekündigte jährliche Steigerungs- 
rate der Öffentlichen Entwicklungshilfe von 
11 V. H. zur Erreichung des 0,7 v. H.-Ziels aus- 
reichend ist, und welche Steigerungsraten hat 
die Bundesregierung seit 1969 erreicht? 

Diese Steigerungsrate der öffentlichen Entwicklungs- 
hilfe mußte in Anbetracht der damals vorliegenden 
Zielprojektion der Bundesregierung für das nomi- 
nale Wachstum des BSP als ausreichend erscheinen, 
um den Anteil der öffentlichen Hilfe am BSP nach 
und nach dem 0,7 Vo-Ziel anzunähern. Dementspre- 
chend hat die Bundesregierung seinerzeit ihre bila- 
teralen Entwicklungshilfezusagen erhöht. Die für 
diesen Zweck im Einzelplan 23 bereitgestellten Ver- 
pflichtungsermächtigungen wurden seit 1969 Jahr 
für Jahr um rund 11 Vo gesteigert und durch Zu- 
sagen belegt. 

Inzwischen hat sich herausgestellt, daß die seiner- 
zeit vorgesehene Steigerungsrate von 1 1 Vo nicht 
mehr ausreicht. Dem ist bei der Fortschreibung der 


Finanzplanung für die Zeit von 1973 bis 1977 Rech- 
nung getragen worden (vgl. Antwort zur Frage 4). 


4. Wie gedenkt die Bundesregierung, das von 
Bundesminister Schmidt vor der Jahresver- 
sammlung des Internationalen Währungsfonds 
am 25. September 1973 abgegebene Verspre- 
chen einzulösen, wonach die Bundesrepublik 
bis zum Jahre 1978 ihre Entwicklungshilfelei- 
stungen verdoppeln wird? 

Ist die Bundesregierung bereit zu versichern, 
daß die von ihr bekanntgegebenen Verpflich- 
tungen nicht aus konjunktur- oder haushalts- 
rechtlichen Gründen gekürzt werden? 

Die neue Finanzplanung des Bundes wird bis 1977 
die öffentliche Entwicklungshilfe des Bundes auf 
über 5 Mrd. DM erhöhen. Im einzelnen sieht die 
Finanzplanung des Bundes folgende Ausgaben für 
den Aufgabenbereich 5.04 (Entwicklungshilfe im 
Epl. 23) vor: 


1973 

2761,8 Mio DM (Soll) 

1974 

3008 

Mio DM (Entwurf) 

1975 

3494 

Mio DM 

1976 

4205 

Mio DM 

1977 

5005 

Mio DM. 


Um die Voraussetzungen für die entsprechenden 
Auszahlungen zu schaffen, sollen die Verpflich- 
tungsermächtigungen im Jahre 1974 gegenüber dem 
Ansatz des Jahres 1973 um 40 Vo steigen. Im BMZ 
wurden die organisatorischen und technischen Vor- 
aussetzungen zur Abwicklung des stetig wachsen- 
den Hilfeprogramms geschaffen. 

Eine Weiterführung der Projektion in das Jahr 1978 
sieht - wie auch vom Bundesminister der Finanzen 
auf der Jahrestagung des Internationalen Wäh- 
rungsfonds und der Weltbank in Nairobi dargelegt 
wurde - eine Verdoppelung der Hilfe vor. 

Die Planung geht davon aus, daß der Anteil der 
öffentlichen Hilfe am BSP von rund 0,31 Vo im Jahre 
1974 kontinuierlich auf 0,39 Vo im Jahre 1977 und 
0,42 Vo im Jahre 1978 zu steigern ist. 

Zum zweiten Teil der Frage weist die Bundesregie- 
rung darauf hin, daß die deutsche Delegation in der 
EWG- Arbeitsgruppe „Zusammenarbeit in Entwick- 
lungsfragen" zusammen mit anderen Delegationen 
einen Entschließungsentwurf vorbereitet hat, wo- 
nach die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sich be- 
mühen, möglichst zu vermeiden, daß der Umfang 
ihrer öffentlichen Entwicklungshilfe von Haushalts- 
schwierigkeiten und Zahlungsbilanzproblemen be- 
rührt wird. 

Die Bundesregierung wird diesem Grundsatz im 
Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkeiten Rech- 
nung tragen. 


5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Steigerungsrate der deutschen öffentlichen 
Entwicklungshilfe in Zukunft von dem prozen- 
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tualen Anteil, den die anderen Mitgliedslän- 
der der Europäischen Gemeinschaften zur Ver- 
fügung stellen oder von den Steigerungsraten 
dieser Länder abhängig gemacht werden soll? 

Wie ist die Aussage der Bundesregierung im 
Januar 1973 zu verstehen; „öffentliche und 
private Leistungen für die Entwicklungshilfe 
werden wir - dem Vorgehen unserer euro- 
päischen Partner gemäß - zu steigern haben"? 

Welche Position bezieht die Bundesregierung 
bei den Verhandlungen der Europäischen Ge- 
meinschaften über die Frage der Höhe der 
öffentlichen Entwicklungshilfe? 

Die Bundesregierung hat die Bestrebungen, die 
europäische Integration auch auf dem Gebiet der 
Entwicklungspolitik voranzutreiben, tatkräftig un- 
terstützt, Sie hat daher auch intensiv in der Arbeits- 
gruppe „Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen" 
mitgearbeitet, die ihre Tätigkeit im Anschluß an 
die Europäische Gipfelkonferenz vom Oktober 1972 
aufnahm. Die Mehrzahl der von der Arbeitsgruppe 
behandelten Entschließungsentwürfe ist von der 
Bundesregierung eingebracht worden. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Inte- 
gration und Harmonisierung der Entwicklungshilfe 
der Mitgliedsländer der Gemeinschaft nicht auf die 
Grundsätze und Methoden der Hilfe beschränkt 
werden sollten} sie müssen vielmehr auch das 
Volumen der Hilfe umfassen. Die Bundesregierung 
hat daher in ihrer Regierungserklärung vom 18. Ja- 
nuar 1973 angekündigt, daß sie ihre Entwicklungs- 
hilfe dem Vorgehen der europäischen Partner ge- 
mäß steigern werde. Diese Aussage ist so zu ver- 
stehen, daß der Anteil der deutschen öffentlichen 
Hilfe am BSP auf das durchschnittliche Niveau der 
öffentlichen Entwicklungshilfe der anderen Mit- 
gliedsländer der Gemeinschaft angehoben werden 
soll. Ein Schritt auf diesem Wege ist die Absicht 
der Bundesregierung, 0,42 Vo des BSP an öffentlicher 
Entwicklungshilfe bis zum Jahr 1978 zu erreichen. 

In Übereinstimmung hiermit hat die Bundesregie- 
rung in der bereits erwähnten Arbeitsgruppe der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
einem Entschließungsentwurf zugestimmt, der als 
gemeinsames Ziel eine wesentliche Erhöhung der 
öffentlichen Entwicklungshilfe vorsieht. Der Mini- 
sterrat der EG hat zwar auf seiner Sitzung am 
5. November 1973 über diesen Punkt noch kein 
Einvernehmen erzielen können; die Bundesregie- 
rung wird jedoch weiterhin für die Verabschiedung 
dieses Entschließungsentwurfs eintreten. 


6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich die osteuropäischen Länder und die Ent- 
wicklungsländer in einer Konkurrenz um die 
westeuropäische Kaufkraft befinden, da der 
westeuropäische Markt die Fertigprodukte aus 
osteuropäischen Ländern aus qualitativen 
Gründen nur zögernd aufnimmt und die Han- 
delsbilanzen mit den Ostblockländern durch 
Importe von Rohstoffen und Rohstoffproduk- 
ten niedriger Verarbeitungsstufe ausgeglichen 
werden müssen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die bisherigen Präferenzen für Entwicklungs- 
länder im Bereich des Handels und der Kredit- 
hilfe durch ähnliche Vergünstigungen für ost- 
europäische Länder, die sich auf einer höheren 
Entwicklungsstufe befinden, nicht entwertet 
werden dürfen, und ist die Bundesregierung be- 
reit, diese Auffassung im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft zur Geltung zu bringen? 

Die Konjunktursituation der letzten Jahre, die durch 
einen Überhang an Nachfrage gekennzeichnet wrar, 
hat ausländischen Anbietern erhöhte Chancen zu 
Angeboten auf deutschen Märkten geboten. Die 
Entwicklungsländer befinden sich hier in Konkur- 
renz mit den heimischen Anbietern und mit den 
Anbietern aus anderen Ländern einschließlich der 
Anbieter in osteuropäischen Staaten. 

Die Konkurrenz zu den osteuropäischen Ländern 
ist für die Entwicklungsländer von relativ geringem 
Gewicht, wie die regionale Gliederung der deut- 
schen Einfuhren verdeutlicht. Im Jahre 1972 führte 
die Bundesrepublik Deutschland Waren für 102 Mrd. 
DM aus den westlichen Industrieländern, für 19,6 
Mrd. DM aus den Entwicklungsländern und nur für 
4,9 Mrd. DM aus den osteuropäischen Ländern ein. 
Die Importe aus den osteuropäischen Ländern be- 
standen - entsprechend ihrem höheren Entwick- 
lungsstand - vor allem aus Halb- und Fertigfabri- 
katen; soweit die Einfuhren von Rohstoffen aus 
diesen Ländern steigen, sind vor allem Energie- 
lieferungen die Ursache. Das starke Anwachsen der 
Einfuhren von Fertigwaren aus den Entwicklungs- 
ländern beweist auch, daß zumindest die Wettbe- 
werbsfähigkeit einiger Länder der Dritten Welt zu- 
genommen hat und sie nicht mehr allein auf den 
Export von Rohstoffen angewiesen sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
bisherigen besonderen Vorteile der Entwicklungs- 
länder auf den Gebieten des internationalen Han- 
dels und der Finanzierungsmöglichkeiten grund- 
sätzlich erhalten bleiben sollten. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt daher nicht, entwickelten osteuro- 
päischen Ländern die gleichen Vergünstigungen wie 
Entwicklungsländern einzuräumen. Sie wird diesen 
Standpunkt auch innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft vertreten. 


7. Welche konkreten Auswirkungen hatten nach 
Auffassung der Bundesregierung die jährlichen 
Inflationsraten in der Bundesrepublik seit 1970 
auf die realen Zuwachsraten und die realen 
Leistungen der Öffentlichen deutschen Entwick- 
lungshilfe? 

Da es keinen brauchbaren Preisindex für Leistun- 
gen der Entwicklungshilfe gibt, ist eine exakte Aus- 
sage über die reale Zuwachsrate dieser Leistungen 
nicht möglich. Versuche des DAC, einen solchen 
Index zu berechnen, sind wenig befriedigend ver- 
laufen, da es nicht möglich ist, an Hand einiger 
Preisreihen auf den Wert der gesamten Entwick- 
lungshilfe zu schließen und methodisch einwand- 
freie Vergleiche durchzuführen, insbesondere auch 
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deswegen nicht, weil die Struktur der Leistungen 
sich von Jahr zu Jahr ändert. 

Die Ableitung des Wertes der deutschen Hilfe ledig- 
lich aus dem deutschen Preisniveau ist heute um so 
weniger vertretbar, als der Anteil der multilateralen 
Hilfe stark angestiegen ist und bei der bilateralen 
Hilfe die Bindung an deutsche Lieferungen und Lei- 
stungen weitgehend abgebaut werden konnte. Der 
Wert dieser Hilfe bestimmt sich nach den weltweit 
zur Verfügung stehenden Bezugsquellen, die je nach 
Branche oder Tätigkeitsbereich in verschiedenen 
Ländern liegen können. Dabei ist zu beachten, daß 
für den Wert einer Lieferung nicht nur die Kosten, 
sondern auch die Qualität, die Lieferfrist und andere 
Faktoren maßgebend sind. Die Tatsache, daß ein 
bedeutender Teil der ungebunden gewährten Hilfe 
zu Käufen in der Bundesrepublik genutzt wird und 
der deutschen Wirtschaft auch aus der multilateral 
vergebenen Hilfe relativ hohe Aufträge zukommen, 
beweist, daß das Angebot auf dem deutschen Markt 
von den Entwicklungsländern in besonderem Maße 
geschätzt wird. 

Schließlich ist auch zu berücksichtigen, daß sich der 
reale Wert der deutschen Leistungen, die für Be- 
züge im Ausland verwandt werden, durch die Auf- 
wertungen der DM erhöht hat. 


8. Welche konkrete entwicklungspolitische Wirk- 
samkeit besitzt nach Auffassung der Bundes- 
regierung der an Jugoslawien vergebene Ka- 
pitalhilfekredit von 300 Millionen DM? 

Warum hat die Bundesregierung den Aus- 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht 
- wie gesetzlich vorgeschrieben - über diesen 
Kredit unterrichtet? 

a) Die Gewährung von Kapitalhilfe (Warenhilfe) in 
Höhe von 300 Mio DM gibt der Regierung von 
Jugoslawien, das entsprechend der international 
anerkannten DAC-Liste ein Entwicklungsland ist, 
die Möglichkeit, den einzelnen Regionen des Lan- 
des die erforderlichen entwicklungspolitischen 
Impulse zu Wachstum und Fortschritt zu geben. 

Aus den Mitteln der Kapitalhilfe werden die 
folgenden Lieferungen mit dem Ziel gefördert, 
zur Entwicklung wichtiger Sektoren der jugosla- 
wischen Wirtschaft beizutragen: 

Mio DM 


— ■ Industrielle Roh- und Hilfsstoffe 

sowie Halbfabrikate 55,8 

— Industrielle Ausrüstungen 98,3 

— Ersatz- und Zubehörteile 62,5 

— Erzeugnisse der chemischen Industrie 
(z. B. Arzneimittel, Pflanzenschutz- 

und Schädlingsbekämpfungsmittel) 63,5 

— Gewerbliche Erzeugnisse (u. a. für 

den Bergbau); Landwirtschaftliche 
Maschinen und Geräte 19,9. 


Nach Auffassung der Bundesregierung haben 
diese Lieferungen dazu beigetragen, ein gleich- 


mäßiges und damit auch stabiles Wachstum der 
jugoslawischen Wirtschaft zu fördern. Darüber 
hinaus sind diese Maßnahmen auch im Hinblick 
auf die rund 500 000 in der Bundesrepublik 
tätigen Gastarbeiter bedeutsam. Der jugoslawi- 
schen Regierung muß geholfen werden, Voraus- 
setzungen zu schaffen, die zu einer quantitativen 
wie auch qualitativen Verbesserung des Arbeits- 
platzangebotes führen, um einerseits bei Rück- 
kehr dieser Arbeitskräfte nach Jugoslawien 
deren sinnvollen Einsatz im gesamtwirtschaft- 
lichen Interesse des Landes möglich zu machen, 
andererseits aber auch die Notwendigkeit der 
Auslandsarbeit überhaupt allmählich abzubauen. 

b) Wegen der außenpolitischen Bedeutung ihrer 
Entscheidung hatte sich die Bundesregierung 
darauf beschränkt, die Vorsitzenden und Frak- 
tionsobleute der zuständigen Ausschüsse ver- 
traulich zu unterrichten. Der Parlamentarische 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes hatte es 
nach Abstimmung mit dem Bundeskanzler und 
den beteiligten Ressorts übernommen, die Vor- 
sitzenden der zuständigen Ausschüsse des Deut- 
schen Bundestages und deren Fraktionsobleute 
über die Absicht der Bundesregierung zu unter- 
richten, Jugoslawien einen Kapitalhilfekredit in 
Höhe von 300 Mio DM zu gewähren. Diese Un- 
terrichtung hat am 5. Mai 1971 stattgefunden. 

Der förmliche Vertrag mit der jugoslawischen 
Regierung ist sodann am 20. Dezember 1972 
unterzeichnet worden, also zu einer Zeit, in der 
sich die Ausschüsse - nach den Wahlen zum 
7. Deutschen Bundestag - noch nicht konstituiert 
hatten. 

In der ersten Sitzung des Bundestagsausschusses 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit nach der 
Sommerpause am 19. September 1973 hat die 
Bundesregierung vom Wunsch des Ausschusses 
Kenntnis genommen, daß bei vertraulichen Un- 
terrichtungen der vorgenannten Art künftig auch 
das Plenum des Ausschusses bei sich bietender 
Gelegenheit zusätzlich unterrichtet werden sollte. 
Die Bundesregierung, die den Ausschuß bei die- 
sem Anlaß über Einzelheiten des Kapitalhilfe- 
kredits unterrichtete, und die übrigens das obige 
Verfahren nicht als Präjudiz betrachtet, wird in 
künftigen Fällen entsprechend dem Wunsch des 
Ausschusses verfahren. 


9. Welche konkreten Projekte hat die deutsch- 
rumänische Consulting-Gesellschaft Rodeco bis- 
her begonnen, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung die entwicklungspolitische Bedeu- 
tung der Tätigkeit der Gesellschaft aufgrund 
der bisherigen Erfahrungen? 

Die im Juni 1973 gegründete Rodeco befindet sich 
noch in der Anlaufphase ihrer Geschäftstätigkeit. Ge- 
genstand der Rodeco ist die Förderung der deutsch- 
rumänischen Kooperation durch lieferunabhängige 
gemeinschaftliche Durchführung und Vergabe von 
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Consulting-Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Vorbereitung, dem Aufbau und dem Betrieb von Un- 
ternehmen und Vorhaben aller Art, die dem wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer oder 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit ihnen die- 
nen. Sie steht hierbei im Wettbewerb mit anderen 
Consulting-Unternehmen. Die Rodeco bearbeitet zur 
Zeit einen Auftrag, der hydrogeologische Unter- 
suchungen im Hoggarmassiv (Algerien) im Zusam- 
menhang mit einem Beratungsvorhaben im Uran- 
erzbergbau zum Gegenstand hat. Weitere Aufträge 
sind zu erwarten. 

Unbeschadet der alleinigen Befugnis der Rodeco als 
einer privaten Gesellschaft, über ihre Geschäfts- 
tätigkeit zu berichten, wird die Bundesregierung 
über ihre eigenen Erfahrungen zur entwicklungs- 
politischen Bedeutung der Tätigkeit der Gesellschaft 
erst zu einem späteren Zeitpunkt Aussagen machen 
können, zumal es sich bei der Rodeco um eine völlig 
neuartige Kooperationsform mit Partnern unter- 
schiedlicher Gesellschaftssysteme handelt, die zu- 
nächst einen neuen Stil der Zusammenarbeit finden 
müssen, übrigens ist erst kürzlich sehr eingehend 
über die Gründung der deutsch-rumänischen Con- 
sulting-Gesellschaft (Rodeco) berichtet worden (vgl. 
Drucksache VI/2863). 


10. Wie hoch ist gegenwärtig die Zahl von Exper- 
ten und freiwilligen Entwicklungshelfern, die 
im Auftrag offizieller Institutionen der Bundes- 
republik und des Deutschen Entwicklungs- 
dienstes in Entwicklungsländern tätig sind? 

Hält die Bundesregierung an ihrer Zusage in 
der Regierungserklärung von 1969 fest, sie 
werde die Zahl der Experten bis 1975 verdop- 
peln, und an ihrem Versprechen in der Ant- 
wort auf die Große Anfrage zur Entwicklungs- 
politik am 31. März 1971, sie werde bis 1975 
die Zahl der Entwicklungshelfer auf 1800 bis 
1900 erhöhen? 


a) Die Zahl der von den anerkannten Entwicklungs- 
diensten der Bundesrepublik entsandten Ent- 
wicklungshelfer ist seit Jahren in etwa kon- 
stant. Entsprechend ist die Lage bei den anderen 
europäischen und bei den amerikanischen Frei- 
willigendiensten. Das gewachsene Selbstbewußt- 
sein der Entwicklungsländer wirkt sich bei der 
Anforderung ausländischer Experten aus und ver- 
ändert die Tätigkeitsmerkmale für Entwicklungs- 
helfer oft kurzfristig. Diesen Umstand hat die 
Bundesregierung bereits bei der Fortschreibung 
der entwicklungspolitischen Konzeption berück- 
sichtigt und daher von quantitativen Zielen Ab- 
stand genommen. 

Ende Oktober 1973 arbeiteten rund 800 Entwick- 
lungshelfer des DED in Übersee,- diese Zahl wird 
sich bis Ende des Jahres weiter erhöhen. Außer- 
dem befinden sich derzeit 295 Entwicklungshelfer 
der „Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe'', 
250 vom „Dienst in Übersee" sowie 32 vom 


„Weltfriedensdienst" und „EIRENE" im Einsatz. 
Die Gesamtzahl der nach dem Entwicklungs- 
helfer-Gesetz als Entwicklungshelfer anerkann- 
ten und tätigen Fachkräfte beträgt zur Zeit 1380 
Helfer. 

Daß die Entwicklungshelferzahlen nicht stärker 
gestiegen sind, hat folgende Gründe: 

— In zunehmendem Maße stehen in Entwick- 
lungsländern qualifizierte einheimische Fach- 
kräfte zur Verfügung; diese können Aufgaben 
wahrnehmen, die bisher von Entwicklungs- 
helfern erfüllt wurden. Der Rückzug des DED 
aus einigen Ländern - z. B. aus Tunesien und 
Indien - ist aus diesen Gründen erfolgt. 

— Der Bedarf der Entwicklungsländer richtet 
sich immer mehr auf spezialisierte Berufe; 
dies stellt die Freiwilligendienste vor die 
schwierige Aufgabe, Spezialisten gewinnen 
zu müssen, die in unserer arbeitsteiligen Wirt- 
schaft äußerst knapp sind. 

— Unruhen in einigen Entwicklungsländern 
haben zu einem Rückgang der Entwicklungs- 
helferzahlen geführt, weil keine Gewähr für 
die Sicherheit mehr gegeben war. 

Die Bundesregierung erwägt aus diesen Grün- 
den, in Zukunft finanzielle Mittel verstärkt für 
die Förderung einheimischer Freiwilligendienste 
einzusetzen und auf diesem Weg beschäftigungs- 
politische Maßnahmen der Entwicklungsländer 
aktiv zu unterstützen. 

b) In der entwicklungspolitischen Konzeption vom 
11. Februar 1971 hatte die Bundesregierung zum 
Ausdruck gebracht, „nach den gegenwärtigen 
Vorstellungen" erscheine eine Verdoppelung des 
Experteneinsatzes auf ca. 3000 Mann-Jahre „in- 
nerhalb der zweiten Hälfte der Dekade" erreich- 
bar. 

Die Gesamtzahl der Fachkräfte, die im Jahr 1972 
in Entwicklungsländern im Rahmen der staat- 
lichen Technischen Hilfe eingesetzt wurden, be- 
trug 1945 (davon 1590 Fachkräfte, die im Auftrag 
der GAWI tätig waren). Es dürfte damit zu 
rechnen sein, daß Ende 1973 mehr als 2000 Fach- 
kräfte im Einsatz sein werden, denn bereits nach 
dem Stand vom 31. Oktober 1973 hatten allein 
die im Auftrag der GAWI entsandten Fachkräfte 
das Vorjahresergebnis um 103 Experten über- 
schritten. 

Auch hier haben sich allerdings die Verhältnisse 
in ähnlicher Weise wie bei den Freiwilligen- 
diensten geändert. In vielen Entwicklungslän- 
dern stehen heute Fachkräfte mittlerer und ge- 
hobener Qualifikation zur Verfügung. Häufig ist 
daher nur noch eine kurz- oder mittelfristige 
Entsendung qualifizierter Spezialisten erforder- 
lich. Diese neuen qualitativen Akzente haben 
ihren Niederschlag in der fortgeschriebenen ent- 
wicklungspolitischen Konzeption gefunden; ob- 
wohl eine Verdoppelung der Fachkräfte in der 
zweiten Hälfte der Dekade durchaus noch er- 
reichbar wäre, hat die Bundesregierung bei der 
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Fortschreibung der Konzeption von der Fixie- 
rung eines quantitativen Expertenziels Abstand 
genommen und den qualitativen Aspekten ab- 
solute Priorität eingeräumt. : 

Es ist durchaus keine Besonderheit, wenn ent- 
wicklungspolitische Ziele von Zeit zu Zeit modi- 
fiziert und den sich wandelnden Verhältnissen 
und Bedürfnissen angepaßt werden. Es wäre so- 
gar entwicklungspolitisch kurzsichtig und schäd- 
lich, wenn die entwicklungspolitischen Zielset- 
zungen nicht pragmatisch den jeweiligen Not- 
wendigkeiten angepaßt würden. Dies ist u. a. im . 


Rahmen der Fortschreibung der entwicklungs- 
politischen Konzeption geschehen, die dem Bun- 
destag kürzlich im Zusammenhang mit dem „Be- 
richt der Bundesregierung zur Entwicklungs- 
politik" zugeleitet worden ist, nachdem das Bun- 
deskabinett bereits im Februar 1971 beschlossen 
hatte: „Die Konzeption wird in zweijährigem 
Turnus auf veränderte Situationen . . . über- 
prüft". Mit dieser laufenden Überprüfung wird 
zugleich den Grundsätzen der UN-Strategie zur 
„Überprüfung und Bewertung der Zielsetzungen 
und entwicklungspolitischen Maßnahmen" Rech- 
nung getragen. 
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